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rung der Umsätze und Gewinne aus dem Verkauf pflanzlicher 
und tierischer Erzeugnisse vom 12. Januar 1984 (GBl. I Nr. 3 
S. 20) steuerfrei.

6. Im Falle von Unterhaltszahlungen sollen im allgemeinen 
50 Prozent der Erlöse aus der persönlichen Hauswirtschaft 
in den letzten 12 Monaten als anrechnungsfähiges Nettoein­
kommen zugrunde gelegt werden (vgl. Ziff. 2.2. [5. Stabstrich] 
der Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts über die 
Bemessung des 'Unterhalts für Kinder vom 16. Januar 1986 
[GBl. I Nr. 5 S. 41]).

7. Auch für die persönlich genutzten Bodenflächen ihrer 
Mitglieder oder Arbeiter haben LPG und VEG die ökonomi­
sche Abgabe gemäß §§ 4 und 6 der AbgabeAO für Betriebe 
der sozialistischen Landwirtschaft vom 10. Mai 1985 (GB1.- 
Sdr. Nr. 1111/6) zu leisten.
Dr. REINHARD LUTHER,
Justitiar im Kooperationsbereich Goldbeck (Kreis Osterburg)

Festigung von Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit im VEB Zementwerke Karsdorf
In §§ 80 und Öl AGB sind die Verantwortung der staatlichen 
Leiter und die Pflichten der Werktätigen für die Festigung 
von Ordnung, Disziplin und Sicherheit eindeutig geregelt. Auf 
ihrer Grundlage entwickelte sich im VEB Zementwerke Kars­
dorf eine gezielte Arbeit unter dem Motto: „Planerfüllung 
ohne Unfälle, Havarien und Störungen. “ Sie ging als Karsdor- 
fer Initiative in die komplexe Vorbereitung des 11. FDGB- 
Kongresses ein und wurde über unsere Betriebsgrenzen hin­
aus bekannt. Bei der Durchsetzung der Karsdorfer Initiative 
geht es darum, die Schaffung hoher materieller und finanziel­
ler Werte in unserer Volkswirtschaft zu sichern, ohne daß sie 
durch Unachtsamkeit, durch Rechtsverletzungen, durch Nicht- 
beherrschen der technologischen Prozesse wieder zunichte ge­
macht werden. Unter Führung der Betriebsparteiorganisation 
der SED handeln staatliche Leiter, Betriebsgewerkschaftslei­
tung und FDJ gemeinsam, um vorbildliche Ergebnisse zu er­
zielen.

Karsdorfer Initiative heißt zunächst, eine höhere Qualität 
der Leitungstätigkeit zu verwirklichen. Sie erfordert, sich vor 
allem den neuen Situationen und Anforderungen sowohl in 
der politisch-ideologischen als auch in der täglichen, prakti­
schen Arbeit im Reproduktionsprozeß Zu stellen. Dabei hatten 
wir anfangs auch im eigenen Betrieb Vorbehalte zu überwin­
den. So gab es Auffassungen, daß die Verantwortung für die 
Durchsetzung der Initiative allein bei der BGL und dem Kol­
lektiv Hege, das die Initiative ausgelöst hatte. Einige waren 
der Meinung, daß es allein um die Senkung der Arbeitsunfälle 
gehe, andere vertraten den Standpunkt, es komme „nur“ dar­
auf an, außerplanmäßige Stillstände der Hauptaggregate zu 
vermeiden.

Damit wurde das Anliegen der Initiative jedoch grundle­
gend mißverstanden. Wir gehen davon aus, daß zur allseiti­
gen Erfüllung der Planaufgaben in Qualität und Quantität ein 
kontinuierlicher und störungsfreier Produktionsablauf Vor­
aussetzung ist, der durch Ordnung und Sicherheit am Arbeits­
platz sowie durch havarie- und unfallfreies Arbeiten entschei­
dend beeinflußt wird. Das entspricht zutiefst unserem huma­
nistischen Anliegen, Unfälle und dadurch verursachtes 
menschliches Leid zu verhindern und das durch die Arbeit 
der Werktätigen Geschaffene zu erhalten. Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit setzen sich also aus vielen Faktoren zusam­
men, mit denen wir uns immer aufs neue auseinandersetzen 
müssen

Deshalb wird auch in den BGL-Sitzungen und Beratungen 
der Abteilungsgewerkschaftsleitungen jeder Unfall, jeder 
außerplanmäßige Stillstand eines Hauptaggregats, jedes Vor­
kommnis, das die Ordnung und Sicherheit im Reproduktions­
prozeß gefährdet, als besonderes Vorkommnis gewertet, und 
es erfolgt eine entsprechende Reaktion darauf. Der Anerken­
nung eines Arbeitsunfalls durch die BGL geht stets eine 
gründliche Untersuchung der Ursachen voraus, die unter Mit­
wirkung der Arbeitsschutzkommission, der Arbeitsschutzob­
leute und der ehrenamtlichen Arbeitsschutzinspektoren vor­
genommen wird. Für uns ist es eine erstrangige Aufgabe, die 
im AGB festgelegten Rechte und Pflichten täglich zum Leit­
motiv des Handelns zu machen. Unsere Erfahrungen besagen, 
daß außerplanmäßige Stillstandszeiten von Hauptaggregaten 
sowie Störungen und Havarien im Reproduktionsprozeß nicht 
vorrangig deshalb eintreten, weil die Technologie bzw. Tech­
nik nicht beherrscht wird. Vielmehr liegen die Ursachen nicht 
selten im leichtfertigen routinemäßigen Handeln oder dem 
Vertrauen darauf, daß „schon alles gut gehen werde“.

Geduldete Pflichtverletzungen, Nachlässigkeiten bei der 
Reinigung und Pflege der Anlagen, zu spät erkannte oder 
nicht rechtzeitig beseitigte Mängel führen letztlich zu über­
höhten Anforderungen und Belastungen der Werktätigen.

Durch die Einbeziehung des Gesundheits-, Arbeite- und 
Brandschutzes (GAB) in den sozialistischen Wettbewerb (§ 5 
Abs. 2 der 2. DB zur ASVO) wurden auf diesem Gebiet posi­
tive Veränderungen erreicht. Die Betriebsgewerkschaftslei­
tung verstärkt vor allem ihren Einfluß darauf, daß globale 
Verpflichtungen zum unfallfreien Arbeiten in den Arbeits­
kollektiven konkretisiert und entsprechend der Aufgabenstel­
lung erweitert werden.

Wir orientieren unsere Gewerkschaftsmitglieder auch im 
Jahre 1988 im Beschluß der Vertrauensleutevollversammlung 
insbesondere auf solche bewährten Methoden wie:
— gegenseitige Einflußnahme zum arbeitsschutzgerechten 

Verhalten durch konsequente Einhaltung der Rechtsvor­
schriften des GAB mit dem Ziel der Unfall-, havarie- und 
störungsfreien Arbeit;

— strikte Einhaltung der technologischen Vorschriften und 
exakte Durchführung des Antihavarietrainings;

— vorschriftsmäßiges Anlegen bzw. Anwendung von Ar­
beitsschutzbekleidung und -mittein, Verlängerung ihrer 
Nutzungsdauer durch pflegliche Behandlung;

— Unterbreitung von Neuerervorschlägen, die die Arbeits­
sicherheit verbessern (1987 wurden 38 Neuer er Vorschläge 
zur Verbesserung des GAB eingereicht);

— Erweiterung der Kenntnisse aller Mitglieder der Kollek­
tive auf dem Gebiet des GAB durch Weiterbildungsmaß­
nahmen im Rahmen der Arbeitsschutzbelehrungen und in 
gewerkschaftlichen Schulungen;

— Einhaltung von Maßnahmen der planmäßigen vorbeugen­
den Instandsetzung (PVI), um die Störquote „0“ zu ge­
währleisten.
Die konsequente Durchsetzung der Drei-Stufen-Kontrolle, 

die Anwendung der Schichtgarantie sowie das Anfertigen von 
Notizen zum Plan und zur Qualität sind dabei bewährte Me­
thoden.

Zur Planerfüllung ohne Unfälle, Havarien und Störungen 
gehört, daß die staatlichen Leiter exakte Voraussetzungen da­
für schaffen, unter denen es den Werktätigen möglich ist, ihre 
Verpflichtungen auch zu erfüllen. Das schließt materiell-tech­
nische Maßnahmen genauso ein wie die Realisierung der im 
BKV vereinbarten Festlegungen zwischen Betriebsgewerk­
schaftsleitung und Betriebsdirektor sowie die kompromißlose 
Erfüllung der Maßnahmen des Plans der Arbeits- und Le­
bensbedingungen.

Zum Leitungsprinzip der BGL im Zementwerk Karsdorf 
gehört die monatliche Auswertung der Entwicklung des GAB 
und die Festlegung von Schlußfolgerungen für die weitere Ar­
beit (§§ 22 Abs. 1 Buchst, i, 201 Abs. 2, 293 AGB). Regelmäßige 
Sicherheitskonferenzen, ständige Einschätzungen und Stel­
lungnahmen zum GAB in den Vertrauensleutevoilversamm- 
lungen sowie die enge Zusammenarbeit der BGL mit der Si­
cherheitsinspektion des Betriebes bieten gute Voraussetzun­
gen, um Ordnung, Disziplin und Sicherheit am Arbeitsplatz 
und im gesamten Produktionsablauf als erstrangige politische 
Aufgabenstellung durchzusetzen.

Im Ringen der Kollektive um die Steigerung der Arbeits­
produktivität wächst unter diesen Bedingungen bei jedem 
Werktätigen zunehmend die Erkenntnis, daß technische Maß­
nahmen allein nicht genügen, um Arbeitsunfälle oder Störun­
gen im Produktionsprozeß bei der täglichen Arbeit auszu­
schließen, sondern daß es erforderlich ist, Gefahren rechtzei­
tig zu erkennen und ihnen mehr Aufmerksamkeit zu schen­
ken. Es gilt der Grundsatz: je eher technologische Mängel 
oder Fehlerquellen, die zu Unfällen führen können, erkannt 
werden, desto schneller können Maßnahmen ergriffen wer­
den, um Schäden für die Werktätigen und Verluste für die 
Volkswirtschaft abzuwenden.

Die Weiterbildung der Werktätigen in unserem Betrieb be­
schränkt sich deshalb nicht nur auf den Erwerb von Rechts­
kenntnissen über die Bestimmungen im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz. Sie vermittelt vielmehr auch Klarheit darüber, 
welche politische, ökonomische und auch soziale Bedeutung 
den Fragen der Ordnung, Disziplin und Sicherheit zukommt 

/und wie jeder Werktätige dazu beitragen kann, das sozialisti­
sche Eigentum zu wahren und zu mehren und das Leben und 
die Gesundheit zu schützen.

Aus den in Karsdorf gesammelten Erfahrungen wird 
deutlich: Mit dem AGB haben wir Mittel und Möglichkeiten 
in der Hand, umfassend die Interessen der Werktätigen zu 
vertreten. Es gilt, sie täglich wirkungsvoll zu nutzen.
HERBERTJENDRECK,
BGL-Vorsitzender im VEB Zementwerke Karsdorf


